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die digitalisierung schreitet unaufhaltsam voran und bewirkt einen nachhaltigen Wandel in 
bestehenden Strukturen. Sie durchdringt kontinuierlich unser Leben und verändert informati-
onsangebote, Produktionsverfahren, dienstleistungsabläufe und arbeitsprozesse. dadurch 
entstehen sowohl neue chancen, die es als solche zu erkennen und zu nutzen gilt, als auch 
herausforderungen, die proaktiv aufgegriffen werden sollten.

die Wirtschaftskammern Österreichs unterstützen eine zukunftsorientierte, wirtschafts-
freundliche Politik, die die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe fördert und den Standort Öster-
reich sichert. Wir sehen es daher als eine unserer zentralen aufgaben an, den einsatz moder-
ner informations- und kommunikationstechnologien entsprechend den Bedürfnissen unserer 
Mitglieder – anbieter wie nutzer – zu fördern. gleichzeitig wollen wir das Bewusstsein für  
risiken im umgang mit digitalen technologien schärfen und insgesamt sicherstellen, dass 
elektronische geschäfts- und kommunikationsprozesse sowohl von unternehmen als auch  
ihren kunden als vorteilhaft wahrgenommen werden.

die vorliegenden interessenpolitischen forderungen zielen darauf ab, diese ziele in einem von 
der digitalisierung geprägten wirtschaftlichen umfeld bestmöglich zu erreichen. der thema-
tisch nach den jeweils betroffenen teilbereichen gegliederte forderungskatalog ist dabei von 
folgenden Leitgedanken getragen:

n   forcierung des Breitbandausbaus
n   chancengleichheit im digitalen Wettbewerb
n   entwicklungspotentiale für die Wirtschaft durch industrie 4.0 und f&e-aktivitäten
n   effizienzsteigerung durch elektronische Vorgänge in Verwaltung und kommunikation
n   flexibilisierung im arbeitsrecht
n   Stärkung digitaler kompetenzen
n   zeitgemäße finanzierungsoptionen

die Positionen sind das ergebnis eines breiten partizipativen Meinungsbildungsprozesses  
innerhalb der Wirtschaftskammerorganisation. diese wurden unter Berücksichtigung zeit-
gleich laufender weiterer Prozesse wie der erarbeitung der Digital Roadmap Austria der  
österreichischen Bundesregierung und des Projekts Digitaler Wandel und Politik des Bundes-
rates sowie unter Bedachtnahme auf die Strategie für einen digitalen Binnenmarkt für  
Europa der europäischen kommission ausgearbeitet. 

die vorgeschlagenen Maßnahmen sollen unternehmen in Österreich stärken, ihre Wettbe-
werbsfähigkeit im internationalen kontext sicherstellen und den Standort auch für die zukunft 
attraktiv erhalten.

Vorwort
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a.  Grundlagen für die  
Digitalisierung der Wirtschaft

der digitale Wandel prägt alle Branchen der Wirtschaft und bietet in nahezu allen Lebens-
bereichen neue Möglichkeiten. digitalisierung ist ein wichtiger treiber und Bestandteil von  
innovationen, der arbeits- und geschäftsmodelle und betriebliche Prozesse ebenso beein-
flusst wie das Verhalten von nutzern und kunden.

das internet der dinge, Big data, Massive analytics, cloud computing und e-commerce ver-
sprechen ein enormes Marktvolumen. digitale technologien können in zahlreichen weiteren 
gebieten, wie etwa e-health, e-Learning, e-government, crowdfunding, intelligente energie-
netze, active & assisted Living eingesetzt werden.

die absatzmärkte der unternehmen wandeln sich. die Wertschöpfung wird räumlich unge-
bundener. durch die globalisierung bei gleichzeitig zunehmender regionaler Verwurzelung 
stehen die unternehmen im Spannungsfeld „global vs. regional“. Produkte werden einerseits 
im internet über global tätige konzerne bezogen, während andererseits wieder Wert auf  
regionale Produkte und regionales handwerk gelegt wird. innovation (verstanden nicht nur  
als neuentwicklung von Produkten und Serviceleistungen im Sinne radikaler innovationen,  
sondern auch als innovation im Wege laufender kleinerer anpassungen) wird so zum Wett-
bewerbsfaktor am globalen Markt.

die Veränderung der Wirtschaftsstruktur bringt auch neue arbeits- und Qualifikationsanforde-
rungen mit sich und verlangt eine höhere flexibilität. der laufende erwerb von neuem Wissen, 
neuen kompetenzen und Qualifikationen – um Marktanpassungen vorzunehmen, aber auch 
um neue entwicklungen zu verstehen – wird in diesem zusammenhang wichtiger.

all diese entwicklungen bringen für unternehmen, arbeitnehmer, konsumenten und regie-
rungen enorme Veränderungen mit sich, die neues denken und neue Lösungen erfordern.  
digitalisierung bietet chancen für die gesamte Wirtschaft, auch für kMu und traditionelle 
Branchen. um im internationalen Wettbewerb bestehen zu können, ist es umso bedeutender, 
dass Österreich bei der digitalisierung eine Vorreiterrolle einnimmt und unternehmen beim 
einstieg und bei der Weiterentwicklung der geschäftsprozesse unterstützt werden.

eine moderne infrastruktur für informations- und kommunikationstechnologien (ikt) ist im 
Lichte der beschriebenen herausforderungen die zentrale grundlage für weitere entwicklun-
gen und daher ein wesentlicher Standortfaktor. ikt-anwendungen bieten die Basis dafür, dass 
Prozesse in allen Branchen effizienter gestaltet, die entwicklung neuer Produkte und dienst-
leistungen vorangetrieben und netzwerkeffekte generiert werden können. datenschutz und 
cybersicherheit sind unverzichtbare Voraussetzungen für die nachhaltigkeit dieser Prozesse.
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ein klarer und moderner rechtsrahmen bildet die grundlage für eine erfolgreiche digitalisie-
rungsstrategie. ausbildungszweige sind neu zu gestalten, um noch besser auf die anforderun-
gen der digitalen arbeitswelt vorzubereiten und lebenslanges Lernen im digitalen Bereich zu 
forcieren. eine zukunftsorientierte ikt- und digitalisierungspolitik muss darauf gerichtet sein, 
das Wachstumspotenzial der heimischen Wirtschaft ausschöpfen zu können.

die große herausforderung besteht darin, die Vorteile der digitalisierung für Wirtschaft, Ver-
waltung und gesellschaft deutlich zu machen, unterstützende Maßnahmen für die umstellung 
auf digitale technologien zu setzen und die Betroffenen schrittweise an die anwendung digita-
ler Prozesse heranzuführen. die anwendung digitaler technologien soll letztlich von allen an-
wendern als vorteilhaft empfunden werden und ein klima für innovation und unternehmeri-
sche initiative schaffen.

ZIeLe:
n   flächendeckend hochleistungsfähige Breitbandinfrastruktur 
n   Moderner datenschutz mit augenmaß
n   kooperative Lösungen zur Verbesserung der cybersicherheit

der erfolg der digitalisierung der Wirtschaft ist untrennbar mit der existenz hochleistungs-
fähiger, den anforderungen der zukunft in jeder hinsicht gewachsener kommunikationsinfra-
struktur verbunden. der auf- und ausbau dieser infrastruktur stellt gegenwärtig die zentrale 
herausforderung für den heimischen Wirtschaftsstandort dar. der freie fluss der daten als 
rohstoff der digitalen Wirtschaft über diese netzwerke ist ebenso sicherzustellen wie der 
Schutz dieser daten vor unberechtigtem zugriff und illegaler nutzung sowie letztlich auch der 
Schutz der infrastrukturen selbst vor kriminellen angriffen. um Österreich als attraktiven 
Standort für digitales Wirtschaften zu positionieren, gilt es daher zum einen, die besten  
Bedingungen für den auf- und ausbau moderner kommunikationsinfrastruktur zu schaffen, 
zum anderen durch einen modernen datenschutzrahmen und einen kooperativen ansatz zur 
Vorbeugung und Bekämpfung von cyberkriminalität die risiken für physische infrastrukturen 
sowie die darüber transportierten daten so gering wie möglich zu halten. auf diese Weise  
können kommunikationsnetze als zukunftsfeste grundlage für innovative dienste und Wirt-
schaftsprozesse abgesichert werden.

B.  Infrastruktur, Datenschutz und 
Cybersicherheit

A B C D E F G H I J 

 

+1 Mrd. 
Investitionen

+40.000 
Arbeitsplätze

Breitbandausbau hat einen hohen Beschäftigungseffekt: 
1 Mrd. Euro Investitionen schaffen über 40.000 Arbeitsplätze.

(Quelle: Wifo)
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Moderne Kommunikationsinfrastruktur flächendeckend 
zur Verfügung stellen

n   hochleistungsfähige Breitbandinfrastrukturen sind grundlage und Voraussetzung für zu-
kunftsgerichtete wirtschaftliche aktivität im digitalen zeitalter. der ausbau dieser Breit-
bandinfrastrukturen wird zu einem wesentlichen teil von privater initiative getragen, daher 
müssen unternehmen optimale rahmenbedingungen für ihre investitionen vorfinden. die 
Breitbandmilliarde soll daher rasch und zielgerichtet mobilisiert werden, die Wirksamkeit 
der förderprogramme soll laufend evaluiert werden. regulatorische hindernisse für den 
Breitbandausbau sind abzubauen. 

n   in benachteiligten regionen sollen technologieneutrale fördermodelle angewandt werden, 
um investitionsanreize für private infrastrukturunternehmen zu schaffen und einen fairen 
Wettbewerb zwischen breitbandfähigen infrastrukturen zu gewährleisten. 

n   um Österreich als top-ikt-Volkswirtschaft zu positionieren, soll die flächendeckende 
„Speed-offensive“ für hochgeschwindigkeitsinternet mit oberster Priorität fortgesetzt  
werden. 

n   die digitalisierung des energiesystems und der Logistik ist zu unterstützen. 

Ein Anstieg der Breitbanddurchdringung von 10% führt zu einer Erhöhung 
des BIP um 1,2%.
(Quelle: Weltbank)

Netzneutralität

n   Während feststeht, dass der offene zugang zum netz eine wesentliche Voraussetzung  
für innovative und kreative unternehmen darstellt, ist es ebenso unerlässlich, dass all-
fällige regulatorische Maßnahmen zur Sicherstellung von netzneutralität anbietern von  
öffentlichen kommunikationsnetzdienstleistungen hinreichend raum für die entfaltung  
von netzbasierten geschäftsmodellen, die optimale Steuerung von datenverkehr über ihre 
netze und die Sicherstellung von Qualitätserfordernissen im Wege von Spezialdiensten  
ermöglichen müssen.

 

+10% BIP +1,2%
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c. Politische Rahmenbedingungen

Datenschutz mit Augenmaß

n   datenschutz ist für das Vertrauen in der digitalen Welt unumgänglich. allerdings darf die 
neuregelung des europäischen datenschutzrechts nicht zu überschießenden administrati-
ven Belastungen führen und unverhältnismäßige Verwaltungsstrafen für unternehmen  
ermöglichen. die gestaltungsmöglichkeiten der eu-datenschutz-grundverordnung für die 
Mitgliedstaaten sollten jedenfalls zu transparenten, nachvollziehbaren und durchführbaren 
innerstaatlichen regelungen führen. Öffnungsklauseln sind dazu zu nützen, kostenintensi-
ven bürokratischen aufwand für österreichische unternehmen zu vermeiden und sowohl 
die zulässigkeit bestehender geschäftsmodelle zu erhalten als auch neue innovative ent-
wicklungen zu ermöglichen.

Cybersicherheit verbessern

n   der Schutz unternehmensinterner infrastrukturen vor Spionage und internetkriminalität ist 
Voraussetzung für eine vertrauensvolle und erfolgreiche digitalisierung der österreichi-
schen Wirtschaft. unternehmen, insbesondere kMu, sollen dabei durch anreize motiviert 
werden, Sicherheits- und Verschlüsselungstechnologien zu implementieren. 

n   das zusammenwirken mit öffentlichen Stellen im Sinne der cybersicherheit soll in koope-
rativer Weise erfolgen, da regulatorische Schritte für sich eine erhöhung der Sicherheit 
nicht herbeiführen können. daher müssen in erster Linie gemeinsame informations-  
und Schulungsmaßnahmen sowie bewusstseinsbildende Maßnahmen bei unternehmen, 
Mitarbeitern und kunden forciert werden.

n   cyberrisiken könnten künftig im Wege von cyberversicherungen abgedeckt werden. das 
entstehen neuer angebote, die bedarfsgerechten Schutz sicherstellen, sollte unterstützt 
werden.

ZIeL:
n  Verstärkte koordination und kooperation in ikt-agenden

eine zukunftsweisende ikt-Politik erfordert zielgerichtete kommunikation zwischen öffent-
lichen und privaten Stakeholdern, klare Verantwortungsbereiche und eine kooperative  
herangehensweise an neue themen und herausforderungen. 

IKT-Agenden besser koordinieren und bündeln 

n   nur eine koordinierte ikt-Politik kann das vorhandene Potenzial aktivieren und Österreich 
unter den top-ikt-Volkswirtschaften positionieren. dazu muss eine Bündelung von Struk-
turen und Verantwortungsbereichen für die themen der digitalisierung auf regierungs-
ebene geschaffen werden. 
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n   koordination muss sich an gemeinsam definierten zielen orientieren, alle relevanten  
akteure umfassen und konkrete umsetzungspläne und –aufgaben vorsehen. der mit der 
erarbeitung der digital roadmap austria in gang gebrachte Prozess sollte verstetigt  
werden, um die für den Wirtschaftsstandort wesentlichen Schritte der Modernisierung  
zeitnahe und unter entsprechender Beteiligung der jeweils betroffenen Stakeholder setzen 
und erforderliche Maßnahmen auf den Weg bringen zu können.

ZIeLe:
n  Level playing field für alle anbieter
n  klare rahmenbedingungen für share economy
n  Mehr eigenverantwortung für Verbraucher in der digitalen Wirtschaft 

die digitalisierung bringt für unternehmen und für die Wirtschaft insgesamt tiefgreifende Ver-
änderungen mit sich. in diesem transformationsprozess ist es entscheidend, dass der rechts-
rahmen für wirtschaftliche aktivitäten vorhersehbar und berechenbar bleibt und die geltenden 
rechtlichen Vorgaben auch tatsächlich zur durchsetzung gelangen. rechtssicherheit und 
chancengleichheit garantieren ein level playing field für unternehmen im Wettbewerb. in die-
sem Sinne sind regelungen kontinuierlich auf ihre zukunftstauglichkeit hin zu überprüfen und 
erforderlichenfalls anzupassen. neue geschäftsfelder und Business Modelle sollen nicht nur 
durch fördernde Maßnahmen, sondern auch durch Schritte der „deregulierung mit augen-
maß“ unterstützt werden, sofern sichergestellt ist, dass dadurch nicht höherrangige Schutz-
interessen beeinträchtigt werden. 

Rechtsrahmen für die Digitalisierung gestalten

n   die Beseitigung von überregulierungen sowie ein klarer rechtsrahmen, der dem gedanken 
der Schaffung eines „level playing field“ für alle anbieter rechnung trägt, sind Vorausset-
zung für eine erfolgreiche digitalisierungsstrategie in europa und in Österreich. Beste-
hende regelungen sind auch im Lichte technologischer entwicklungen regelmäßig auf ihre 
deregulierungspotentiale hin zu überprüfen. 

n   Bestehende digitale Vertriebskanäle und –aktivitäten dürfen durch gesetzliche Bestimmun-
gen nicht eingeschränkt werden.

n   informationspflichten gegenüber kunden sind in aktuellen eu-regularien stark ausgebaut 
worden. im zuge der einzelstaatlichen umsetzung sollte eine digitalisierungsfreundliche 
herangehensweise gewählt werden.

d.  Wirtschaftsrecht und Wettbewerb
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70% der Einzelhandelsunternehmen mit Sitz in Österreich betreiben eine 
Website, 19% verkaufen via Internet – das Potential für den grenzüberschrei-
tenden Online-Handel ist allerdings bei weitem noch nicht ausgeschöpft.
(Quelle: kMu forschung austria und europäische kommission)

Urheberrecht im digitalen Zeitalter

n   durch die zunahme des grenzüberschreitenden geschäftsverkehrs und der weltweiten  
abrufbarkeit von online-angeboten sollte die grundsätzliche territoriale ausrichtung des 
urheberrechts – dort, wo es sinnvoll erscheint – überdacht und neu geregelt werden. 

n   der zugang zu Lizenzen ist zu vereinfachen, z.B. durch one-Stop-Shops. 
n   Bei zugangssperren durch access-Provider sollen im gemeinsamen interesse von  

Providern und rechteinhabern möglichst klare regelungen geschaffen werden, um  
rechtssicherheit für alle Beteiligten zu gewährleisten.

n   im Verhältnis zwischen rechteinhabern und Wissenschaftlern bzw. wissenschaftsnahen  
institutionen (wie etwa universitätsbibliotheken) sind grundsätzlich Lösungen durch die  
Beteiligten auf vertraglicher Basis gesetzlichen Lösungen vorzuziehen. 

Eigenverantwortung der Verbraucher im Umgang mit digitalen 
Technologien stärken

n   digitale technologien bieten für Verbraucher zahlreiche chancen der teilnahme am Markt-
geschehen und ermöglichen es ihnen, für sie vorteilhafte angebote leichter und schneller 
aufzufinden und entsprechend zu nutzen. zugleich werden im zuge des einsatzes digitaler 
technologien auch darbietungsweisen und transaktionsmechanismen auf neue grund-
lagen gestellt. Schon jetzt bestehen zahlreiche informationspflichten zugunsten der Ver-
braucher, die sie in die Lage versetzen, informierte entscheidungen treffen zu können.  
daneben bestehen zahlreiche informations- und Schulungsmöglichkeiten. Sofern erforder-
lich, sollen bewusstseinsbildende Maßnahmen hier gezielt weiter dazu genutzt werden, den 
Verbrauchern die funktionsweise moderner transaktionssysteme einschließlich damit ein-
hergehender chancen und risiken näherzubringen. in diesem zusammenhang ist aber 
auch die eigenverantwortung der Verbraucher stärker als bisher in den Vordergrund zu  
rücken. das Leitbild eines eigenverantwortlich handelnden, durchschnittlich informierten 
und aufmerksamen Verbrauchers muss verstärkt bereits bei der evaluierung bestehender 
regelungen und bei der rechtsetzung Berücksichtigung finden. 

A B C D E F G H I J 

19% 
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Chancengleichheit im Wettbewerb mit Online-Anbietern im Ausland

n   die entwicklung grenzüberschreitender online-geschäftsabwicklung ist aufgrund des ge-
änderten einkaufsverhaltens von kunden extrem dynamisch. die österreichischen anbieter 
sind im grenzüberschreitenden geschäft aufgrund der ungleichen Wettbewerbsbedingun-
gen gegenüber internationalen online-Plattformen benachteiligt, da inländische abgaben 
und sonstige vom österreichischen gesetzgeber vorgeschriebene finanzielle Beiträge Mit-
bewerber, die aus dem ausland nach Österreich liefern oder dienstleistungen erbringen, 
nicht belasten. daher ist eine gleichstellung hinsichtlich abgaben (urheberrecht, umwelt-
recht etc.), Lohnnebenkosten sowie Wettbewerbsgleichheit in steuerlichen Belangen durch 
annäherung der Systeme dringend nötig.

Wettbewerbsgleichheit im Finanzdienstleistungssektor

n   digitalisierung ist die zentrale herausforderung für die finanzwirtschaft, auf die flexibel  
reagiert werden muss. überzogene regulierungen und fehlende Planungssicherheit binden 
ressourcen und erschweren es dem finanzsektor, sich im Wettbewerb mit neu aufkom-
menden finanztechnologien (fintechs) zu behaupten. die Sicherstellung von Wettbewerbs-
gleichheit für alle anbieter ist in diesem Bereich daher von wesentlicher Bedeutung. dabei 
darf innovation im finanzdienstleistungssektor aber jedenfalls nicht behindert werden,  
damit die neuen Möglichkeiten, die sich aus online- und fintech-Services ergeben, von den 
unternehmen und Verbrauchern genutzt werden können; dies auch, damit finanzdienst-
leister, denen in Österreich die konzession erteilt wurde, in diesem Bereich nicht hinter  
andere Wirtschaftsregionen europas zurückfallen.

Klare Rahmenbedingungen für Share Economy

n   Plattformen spielen im rahmen der sog. share economy bzw partizipativen Wirtschaft eine 
zentrale rolle, sowohl für die optimale nutzung von ressourcen als auch für die Verteilung 
von information. Speziell dort, wo diese Plattformen innovation und neue geschäftsideen 
hervorbringen, können sie einen wünschenswerten Beitrag zur Belebung des Wettbewerbs 
leisten, vorausgesetzt, sämtliche im jeweiligen tätigkeitsfeld handelnde akteure bewegen 
sich auch tatsächlich im rahmen der geltenden rechtlichen Vorgaben. im Sinne einer ge-
samtverantwortung für nachhaltiges Wirtschaften sind Plattformen daher verstärkt in die 
Verantwortung zu nehmen. um sicherzustellen, dass bestehende gesetze von Plattformbe-
treibern und dienstleistungsanbietern eingehalten werden, muss eine Bewusstseinsbildung 
bei bestehenden und zukünftigen unternehmen durch verständliche und leicht abrufbare 
informationen erfolgen, die die Beteiligten über ihre rechte und Pflichten aufklärt.

 

Fairer, chancengleicher Wettbewerb – ein MUSS 
auch in der Online Wirtschaft!
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Selbstregulierung für Online-Werbung

n   in der Werbewirtschaft, die gerade im online-Bereich und speziell hinsichtlich Werbe-
regulierungen grenzüberschreitende fragestellungen aufwirft, hat sich ein europaweit  
erprobter Selbstregulierungsmechanismus etabliert und bewährt. im Sinne der „Better  
regulation“ initiative der europäischen kommission sollten anstelle gesetzlicher Werbe-
regulierungsmaßnahmen daher auch innerstaatlich verstärkt Selbstbeschränkungs-
mechanismen zum einsatz gebracht werden, vor allem im zusammenhang mit online- 
Werbemaßnahmen und im nahebereich des datenschutzes (online-Behavioural adverti-
sing). dabei gilt es, geeignete wettbewerbsneutrale Selbstregulierungsprogramme  
gemeinsam mit der Branche zu etablieren.

Innovation im Postsektor unterstützen

n   Speziell im Bereich der Paketdienste sollten aktuelle initiativen des Sektors, die auf eine 
Verbesserung grenzüberschreitender dienstleistungen und eine Vereinfachung im grenz-
überschreitenden Warenverkehr abzielen, unterstützt werden. der ausbau flexibler  
Lieferoptionen, verbesserte informationen über zu- und Bereitstellung (zur abholung),  
die Verfügbarkeit von Services wie „um-routung“, die bevorstehende ausweitung von 
track & trace optionen und erste Schritte in richtung grenzüberschreitende retouren- 
Labels verdeutlichen die hohe Bereitschaft zu initiative im Sektor. dies sollte – vor allem 
auch auf europäischer ebene – unterstützung finden. im interesse der rechtssicherheit 
sollte daher auf weitere Schritte der sektorspezifischen regulierung verzichtet werden,  
um weiterhin ein positives umfeld für anbieterseitige innovation sicherzustellen.

Fokus auf Stärken und verbesserte Erschließung vorhandener 
Potenziale

n   die bestehenden Stärkefelder der österreichischen Wirtschaft hinsichtlich Wissen und  
fortschritt bei digitalisierung und erwirtschaftung von Wertschöpfung sind zu identifizieren 
und durch geeignete instrumente – von der forschung bis zur Marktfähigkeit – weiterzuent-
wickeln. die vorhandenen Potenziale Österreichs (wie z.B. in den Bereichen chip-card für  
cyber-Security, kredit- und transportwesen, automotive zulieferindustrie, Steuerung von 
Maschinen und anlagen, Logistik-Systeme mit durchgängigen Maßnahmen) sind in diesem 
Sinne durch gezielte f&eförderung, anreize für den aufbau von know-how, Sicherstellung 
öffentlicher nachfrage sowie Schaffung von rahmenbedingungen zum entstehen von  
Märkten noch besser zu erschließen.

n   die kreativwirtschaft ist ein wichtiger impulsgeber in Sachen digitalisierung und zeichnet 
sich dabei durch den einsatz neuester technologien, Methoden und arbeitsprozesse aus. 
know how und erfahrungen aus diesem Bereich sollten daher für andere unternehmen wie 
auch für den öffentlichen Sektor bestmöglich nutzbar gemacht werden.

Chancen von Industrie 4.0 für die gesamte Wirtschaft nutzen

n   industrie 4.0 birgt Potenziale für die gesamte Wirtschaft und ist als Projekt der Standort-
sicherung ein wichtiger teil der österreichischen gesamtstrategie für eine digitale Wirt-
schaft. um die neuen Potentiale rasch zu nutzen, müssen impulse gesetzt und gezielte 
f&e-aktivitäten gesetzt werden: beispielsweise durch die gezielte förderung der technolo-
gischen entwicklung in diesem Bereich, den aufbau von demonstrationsfabriken und  
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anlagen, die digitale integration von Wertschöpfungsketten, investitionsanreize für unter-
nehmen und unterstützung für die entwicklung neuer Prozesse, Produkte, dienstleistun-
gen und geschäftsmodelle. notwendig ist auch eine Bündelung von Verantwortlichkeiten 
auf Bundesebene und eine gemeinsame Planung samt enger abstimmung von Maßnahmen  
unterschiedlicher ressorts und Bundesländer.

Verbreitung von „Green ICT“ fördern

n   „green ict“, verstanden als einsatz moderner informations- und kommunikationstechno-
logien als enabler in anwendung klassischer kommunikationsaufgaben sowie sogenannter 
„embedded Systems“ (Prozessor-hardware und Software-Systeme, die komplexe Steue-
rungs- und datenverarbeitungsaufgaben übernehmen), ist ein Schlüssel zu mehr energie-, 
ressourcen- und damit auch kosteneffizienz sowie zur reduktion von emissionen. ihr  
einsatz ermöglicht somit eine energieeffizientere und damit klimaschonendere gestaltung 
unternehmerischer Prozesse und sollte daher bestmöglich unterstützt werden.

Digitales Unternehmertum forcieren und fördern

n   um Businessprozesse der unternehmen stärker digital abzuwickeln, sind Best-Practice-
Beispiele sichtbar zu machen und information und Beratung zu fördern und zu verbreiten. 

n   im zuge der verpflichtenden einführung von e-Procurement-Lösungen im öffentlichen  
Sektor muss die umstellung auf elektronische Systeme auch zum klaren Vorteil der  
betroffenen unternehmen erfolgen. 

n   die Verwendungsmöglichkeiten für eindeutige unternehmenskennzeichen und eigen-
schaften aus der Verwaltung sollten auch in der Wirtschaft verbessert werden.

ZIeLe:
n  effiziente e-government Lösungen
n  neue technologien bei Vertragsabschlüssen und kommunikation
n  entwicklung von e-Vergabe gemeinsam mit der Wirtschaft

die europaweit hervorragende Position der öffentlichen Verwaltung beim e-government gilt 
es abzusichern: durch den ausbau der elektronischen kommunikation auf allen ebenen, nur 
einmaliges erheben von daten (Single Source) und die Schaffung von anreizen zur nutzung 
elektronischer anwendungen – zum anbieter- wie auch nutzerseitigen Vorteil – kann dies  
gelingen. das „abholen“ und „Mitnehmen“ von nicht it-affinen Menschen ist für breite akzep-
tanz besonders wichtig. daher sollte auf flexible Verwendung aktueller technologien unter 
einhaltung sicherer abläufe geachtet werden. 

e.  E-Government, Verwaltung und 
Kommunikation
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E-Government ausbauen 

n   Verwaltungsvorgänge sollen flächendeckend auf Bundes-, Landes- und kommunaler ebene 
elektronisch angeboten werden. um das Vertrauen in e-government zu stärken, sind test-
anwendungen für die optimale Vorbereitung und kommunikation erforderlich. 

n   die kosteneinsparungen, die in der Verwaltung durch die einführung von egovernment ge-
neriert werden, müssen an die unternehmer und Bürger in form von Senkung der Steuern, 
abgaben und gebühren weitergegeben werden.

Vergünstigung elektronischer Amtswege ausweiten

n   die elektronische einbringung von Schriftstücken ist im Sinne der jüngsten anpassungen 
des gebührengesetzes weiter zu attraktivieren und hinsichtlich ihres anwendungsberei-
ches auszuweiten.

Stärkung des Binnenmarktgedankens 
bei elektronischen Signaturen und Identitäten

n   elektronische Signaturen und identitäten nehmen auch bei grenzüber-
schreitenden wirtschaftlichen aktivitäten zusehends eine zentrale rolle 
ein. hindernisse für die grenzüberschreitende anerkennung einer in ei-
nem Mitgliedstaat rechtmäßig ausgestellten Signatur bzw. eines entspre-
chenden zertifikats (z.B. einforderung von konformitätsnachweisen oder  
domizilierungserfordernisse für zertifizierungsdiensteanbieter) sollten  
ehestmöglich im Wege entsprechender initiativen beseitigt werden, um dem 
Binnenmarktgedanken vollständig zum durchbruch zu verhelfen.

Elektronische Amtswege bringen 

bis zu 40% Kostenersparnis. 

A B C D e F G H I J 
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Recht auf sichere elektronische Kommunikation mit der 
öffentlichen Hand

n   unternehmen, die dies wünschen, sollen mit der öffentlichen hand auf sicherem Wege 
elektronisch kommunizieren können. Sie sollen dabei – unabhängig von der art ihrer  
eingabe – sämtliche staatliche Stellen auf elektronischem Wege erreichen, dafür eine  
inhaltliche Bestätigung bekommen und von diesen auch auf demselben kommunikations-
wege kontaktiert werden müssen.

Grundsatz der einmaligen Datenbereitstellung

n   es ist sicherzustellen, dass unternehmen daten bzw. informationen, die sie der öffentlichen 
hand übermitteln, nur einmal bereitstellen müssen (keine Mehrfacheingabe der gleichen 
informationen).

   

                  Die konsequente Umsetzung des Grundsatzes  

„data once only“ 

reduziert Verwaltungslasten für Unternehmen  
nachhaltig.

Einsatz neuer Technologien bei Vertragsabschluss und 
Kommunikation erleichtern

n   der einsatz von Biometrie-Systemen soll erleichtert werden. einheitliche Standards sollen 
dabei forciert werden, um die digitale überprüfung der identität von kunden vor allem im 
grenzüberschreitenden kontext zu ermöglichen.

n   Personenidentifizierung per Video soll auch in Österreich ermöglicht werden, um eine  
abschottung der heimischen dienstleistungsmärkte mit entsprechenden Wettbewerbs-
nachteilen hintanzuhalten.

n   die qualifizierte elektronische Signatur soll der gerichtlich bzw. notariell beglaubigten un-
terschrift gleichgestellt werden. anträge gegenüber dem firmenbuchgericht sollen – wie in 
anderen Ländern auch – auf elektronischem Wege erfolgen können. unternehmen können 
dadurch schneller und kostengünstiger gegründet werden.

n   die handysignatur ist mit Blick auf künftige e-government Services weiterzuentwickeln. 
dabei ist speziell auf den umstand Bedacht zu nehmen, dass schon bald Signatur apps eine 
wichtige rolle einnehmen können.

n   angesichts der steigenden praktischen Bedeutung von Sign Pad unterschriften sind  
Bedingungen zu definieren, unter denen diese als eigenhändige unterschriften anerken-
nung finden können.

n   durchgehende, vollständig elektronische Vertragsabschlüsse sollen ohne Medienbrüche 
ermöglicht werden. Bankkonten sollen auch mittels handy-Signatur eröffnet werden  
können.
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n   die laufende kommunikation mit kunden, einschließlich jener über die im rahmen von ge-
schäftsbeziehungen verfügbar zu machende information (insbesondere im zusammenhang 
mit agB-änderungen), soll im beiderseitigen einvernehmen uneingeschränkt und rechts-
verbindlich auch auf elektronischer Basis ermöglicht werden. dies schließt auch die elekt-
ronische rechnungsstellung ein. dabei ist die zulässigkeit einer Vorteilsgewährung für 
kunden, die auf elektronische rechnungen umsteigen, sicherzustellen.

n   neue technologien (wie z.B. Blockchain) ermöglichen es, geschäftsprozesse effizienter zu 
strukturieren. die frühzeitige auseinandersetzung mit ihnen zwecks auslotung der mit ih-
rem einsatz verbunden chancen und herausforderungen sollte unterstützt und gefördert 
werden.

E-Vergabe gemeinsam mit der Wirtschaft entwickeln

n   um unternehmen die teilnahme bei elektronischen Vergabeprozessen zu erleichtern, soll 
das unternehmensserviceportal bei öffentlichen Vergabeplattformen zumindest auch als 
identity-Provider anerkannt werden. zur automatischen übernahme der Personen- und 
unternehmensidentität sind unter einbeziehung der betroffenen Wirtschaft rasch Schnitt-
stellen auszuarbeiten, zu veröffentlichen und auf öffentlichen Vergabeplattformen einzuset-
zen. um auch nicht it-affinen unternehmen den einstieg in elektronische Beschaffungsver-
fahren zu erleichtern, sollen vergebende Stellen kostenlose Schulungen und testzugänge 
zu deren Systemen anbieten.

ZIeLe:
n   kostenreduktion durch e-health Lösungen
n   Steigerung der Behandlungsqualität

im einsatz moderner technologien im gesundheitsbereich steckt großes Potenzial, die Be-
handlungsqualität für Versicherte zu steigern und die kosten zu reduzieren. 
Beispiele sind die elektronische gesundheitsakte eLga, das telefon- und webbasierte erst-
kontakt- und Beratungsservice teWeB oder telemedizin (diagnostik und therapie unter über-
brückung einer räumlichen oder auch zeitlichen distanz zwischen arzt/therapeut und Patien-
ten mittels telekommunikation). Weitere Beispiele sind telerehabilitationsprojekte: Statt 
stationärer rehabilitation kann bei gewissen indikationen auch die reha von zuhause aus un-
ter ärztlicher aufsicht betrieben werden. 

E-Health

n   die kontinuierliche Weiterentwicklung von e-health ist ein weiterer wesentlicher Bestand-
teil einer erfolgreichen digitalisierungsstrategie. im einzelnen sind dabei die folgenden ge-
sichtspunkte von besonderer Bedeutung: 
- der ausbau der telemedizin in Österreich, 
- die Sicherung der finanzierbarkeit des gesundheitswesens durch den einsatz von ikt, 
- die Schaffung einer Bundeskompetenz für e-health sowie  
- die Schaffung rechtlicher rahmenbedingungen für active & assisted Living (aaL).

f. Gesundheit

A B C D e F G H I J 
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ZIeLe:
n   Vereinfachte Meldevorgänge
n   zusammenlegung von registern

digitalisierung ermöglicht im umweltbereich speziell hinsichtlich des Managements von  
daten betreffend die Bereiche abfallrecht, Schadstoffe und emissionen, die realisierung von 
effizienzen und erleichterungen bei Meldevorgängen. im Wege von Vereinheitlichungen bei 
registern können spürbare Verwaltungsvereinfachungen erzielt werden.

Elektronisches Datenmanagement vereinfachen

n   um im abfallrecht in Sachen Bürokratie deutliche administrative sowie kostenreduzierende 
erleichterungen zu erreichen, muss der bisherige ansatz der umfassenden detailverliebten, 
akkuraten datenerfassung hinterfragt und evaluiert werden. aktuell wird für jede Berichts-
pflicht gegenüber der eu ein register ins Leben gerufen, das die unternehmen mit daten 
zu befüllen haben. es ist zu prüfen, inwiefern die diversen Meldepflichten tatsächlich  
benötigt werden.

n   eine abschaffung bzw. zusammenlegung sämtlicher abfallrechtlicher register scheint  
eu-rechtlich wenig problematisch. dadurch kann auch eine Mehrfacherfassung derselben 
daten verhindert werden. durch statistische Schätzungen auf grundlage von Stichproben 
können alle Verpflichtungen ausreichend erfüllt werden. 

n   gleiches gilt auch im emissionsbereich. zumindest sollte eine zusammenlegung von  
emissionsregister (eMreg) und Schadstofffreisetzungs- und Verbringungsregister  
(Pollutant release and transfer register, kurz: Prtr) forciert werden.

ZIeLe:
n  Leistungsfähige gestaltung von Verkehrssystemen
n  Sicherheit und nachhaltigkeit im Personen- und güterverkehr
n  rahmenbedingungen für automatisiertes fahren

digitalisierung leistet einen wesentlichen Beitrag zur effizienteren, flexibleren und insgesamt 
leistungsfähigeren gestaltung von Verkehrssystemen. intelligente Mobilität – gekennzeichnet 
durch flexibilität, ressourceneffizienz sowie integration von kunden und geschäftspartnern in 
geschäfts- und Wertschöpfungsprozesse – sichert Wettbewerbsfähigkeit und stärkt den 
Standort Österreich. 

g.  Umwelt

h. Verkehr
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der frühzeitige einsatz von telematik bzw. intelligenten Verkehrssystem-technologien  
zeichnet bereits für außerordentliche erfolge, wie einen deutlichen rückgang bei der zahl  
der Verkehrstoten, einer merklichen reduktion straßenbedingter co2-emissionen und  
spürbar weniger Stau-ereignisse verantwortlich. dieser trend soll mit den entsprechenden 
Maßnahmen weiterhin unterstützt werden. dabei sollen nicht nationale insellösungen und 
neue Barrieren, sondern europäisches und globales denken im Vordergrund stehen.

Intelligente Verkehrsinfrastruktur mittels IKT umsetzen 

n   der einsatz von telematik im infrastrukturbereich soll forciert werden. im Verkehrsbereich 
können durch die Verbreitung von „intelligenten Verkehrssystemen“ (iVS) positive aus-
wirkungen auf effizienz, Verkehrssicherheit und umweltbelastung erzielt werden. die  
bestehenden Verkehrsinformations- und Managementsysteme aller Verkehrsträger sollen 
ausgebaut und verkehrsträgerübergreifend gestaltet werden.

n   die digitalisierung soll zugleich auch neue Services für dienstleister ermöglichen.

Automatisiertes Fahren

n   fahrerassistenzsysteme erhöhen Sicherheit und komfort und reduzieren emissionen. neu 
entstehende haftungsfragen müssen geklärt werden. eine harmonisierte Vorgangsweise 
auf eu- und möglichst auch auf internationaler ebene ist wichtig.

n   für das testen von fahrzeugen sind geeignete testgebiete vorzusehen, so dass die teilsys-
teme (ikt und fahrzeuge) unter Beachtung der relevanten Sicherheitsaspekte verbunden 
werden können.

n   Mit Blick auf die weitere Steigerung der Sicherheit und effizienz, unter anderem durch die 
optimierte auslastung von Schieneninfrastruktur, sind für den fahrerlosen zugbetrieb bei 
u-Bahn, Straßenbahn und Vollbahn die erforderlichen rechtlichen rahmenbedingungen zu 
schaffen und entsprechende förderprogramme bereitzustellen.

Intelligente 
Verkehrs-
systeme 

erhöhen die Verkehrs-
sicherheit, sorgen für 
weniger Staus und für 
eine Verringerung von 

Umweltemissionen. 

A B C D E F G H I J 
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ZIeLe:
n  Stärkung digitaler kompetenzen
n  förderung innovativer arbeitsprozesse

die arbeitswelt unterliegt mit der zunehmenden durchdringung digitaler technologien einem 
massiven Wandel. um als Volkswirtschaft wettbewerbsfähig zu sein bzw. international an die 
Spitze zu kommen, sind entsprechende rahmenbedingungen für flexible arbeitszeiten, neue 
arbeitsformen (z.B. crowd working) und innovative arbeitsprozesse nötig. darüber hinaus 
müssen unternehmer und arbeitnehmer über jene Qualifikationen verfügen, die ein erfolgrei-
ches wirtschaftliches agieren in der digitalen Wirtschaft und arbeitswelt ermöglichen. dabei 
kommt sowohl Bildungs- und ausbildungssystemen, als auch der qualifizierten zuwanderung 
eine hohe Bedeutung zu.

Flexibilisierung des Arbeitsrechts

n   Weltweit hat sich das Just-in-time-konzept in Logistik, Produktion und distribution durch-
gesetzt. neue instrumente ermöglichen arbeitsleistungen unabhängig von ort und zeit. die 
starren grenzen des arbeitszeitrechts werden dieser entwicklung nicht gerecht. das tempo 
an innovationen und die steigende technologische komplexität führen zu einer stärkeren 
arbeitsteilung. es ist oft unmöglich oder unwirtschaftlich, bestimmte Leistungen im eige-
nen unternehmen zu erbringen, sodass man auf externe kompetenz und kapazität zurück-
greifen muss (arbeitsteilung). umso wichtiger ist es daher, dass weder innovative und flexi-
ble einpersonenunternehmen noch flexible Beschäftigungsformen wie freie dienstnehmer 
und arbeitskräfteüberlassung bei der Leistungserbringung eingeschränkt werden.  Sie 
werden in einer modernen Wirtschaft, aber auch am arbeitsmarkt benötigt. zudem werden 
sie in Österreich ohnehin weit stärker geschützt als in anderen eu-Staaten. neue entwick-
lungen wie etwa crowd work sind zu beobachten, aber nicht gleich durch regulierung im 
keim zu ersticken.

Rechtssicherheit bei der Abgrenzung Selbständige/Unselbständige 
im digitalen Umfeld

n   rechtssicherheit ist hinsichtlich der abgrenzung Selbständige/unselbständige im digitalen 
umfeld sicherzustellen. insbesondere bei Verwendung digitaler Betriebsmittel und techno-
logien und damit einhergehender zeitlicher und örtlicher unabhängigkeit sind Wesen und 
Praxis der Leistungserbringung mit dem arbeitnehmerstatus oft nicht vereinbar. unterneh-
mer sollen ein recht auf ein partnerschaftliches und faires Verfahren bei der zuordnung 
des sozialversicherungsrechtlichen Status haben.

i.  Arbeitsrecht, Bildung und  
Fachkräfte
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Digitale Abwicklung von Verfahren zur Erteilung eines Aufenthaltstitels

n   eine unbürokratischere abwicklung von Verfahren zur erteilung eines aufenthaltstitels soll 
durch digitale übermittlungsvorgänge und mehrsprachige formulare, insbesondere zur  
erteilung einer rot-Weiß-rot–karte bzw. eines Job seeker Visums, forciert werden.

n   zusätzlich sollte es mehrsprachige antragsformulare sowie informationsangebote auf dem 
Migrationsportal www.migration.gv.at geben.

Digitale Kompetenzen stärken 

n   das know-how der Mitarbeiter im umgang mit digitalen Werkzeugen ist entscheidend für 
die geschwindigkeit der transformation hin zur digitalen Wirtschaft. daher sollen sowohl in 
Betrieben als auch in allen Stufen der aus- und Weiterbildung im Sinne des lebenslangen 
Lernens verstärkt digitale kompetenzen gefordert und gefördert werden.

n   ab dem Volksschulalter bis zum ende der Sekundarstufe zwei sollten alle Schultypen  
Querschnittskompetenzen im ikt Bereich (digital literacy) anbieten. gleichzeitig ist zum 
zweck der jeweiligen aktualisierung und zur erhebung der Lernerfolge eine regelmäßige 
evaluierung und überprüfung der zweckmäßigkeit des einsatzes digitaler Medien im  
hinblick auf den erwerb genereller fähigkeiten und kompetenzen zu unternehmen.

n   das interesse an den Mint fächern und dabei vor allem dem ikt Bereich muss bei  
Mädchen und Buben schon im Vorschulalter geweckt werden.

n   das Bildungssystem soll auf allen Bildungsstufen in altersgerechter form Basiskompeten-
zen wie das Programmieren, die entwicklung von apps, das Verständnis von algorithmen, 
aber auch Medienkompetenzen und das Beherrschen von anwendersoftware vermitteln.

n   auch das duale Bildungssystem muss sein Bildungsangebot entsprechend den oft disrupti-
ven entwicklungen und anforderungen der Wirtschaft berufsspezifisch nachschärfen.

n   digitale kompetenzen der Mitarbeiter sind unverzichtbar. führungskräfte sollen für den  
erwerb der notwendigen digitalen kompetenzen ihrer Mitarbeiter sensibilisiert werden. 
Mitarbeiter aller generationen sollen beim erwerb digitaler kompetenzen unterstützt  
werden. dies wäre etwa ein künftig verstärktes Betätigungsfeld für die erwachsenen-
bildungseinrichtungen.

n   digital literacy ist im Sinne einer zukunftsorientierten persönlichen Wettbewerbsfähigkeit 
in allen Stufen der ausbildung sowie in der Weiterbildung zu forcieren.

n   die erwachsenenbildung soll im Sinne des Life Long Learning-konzepts auf dem itSkills-
grundstock der ausbildung aufbauen können und jeweils aktuelle und praxis- und  
berufsbezogene ikt- und Social Media kenntnisse und kompetenzen vermitteln.

A B C D E F G H I J 

Nur 16 Absolventen von 1.000 Personen in MINT Fächern  
(Mathematik, Informatik, Naturwissenschaft, Technik). 
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Anpassung der Aus- und Weiterbildung von Lehrern

n   didaktische-pädagogische Methoden müssen interaktives, inquiry-based Learning und  
innovatives denken fördern.

n   Verpflichtende it-ausbildung für Lehrer: Lehrer müssen sich als Begleiter und coaches 
verstehen, rahmen und inhalte vorgeben, um Wissen zu managen.

n   für den unterricht muss verstärkt gelten: weg vom frontalunterricht und hin zu inverted 
classroom und anderen interaktiven unterrichtsmethoden.

n   Lehrer müssen verpflichtend berufsbegleitende Weiterbildungsangebote besuchen, die von 
der Schulleitung entsprechend dem individuellen Bildungsbedarf des Lehrers vorgegeben 
werden.

n   eine Strategie zum entgegenwirken des drohenden it-fachkräftemangels muss entwickelt 
werden.

Chancen im Rahmen einer zielgerichteten Active Ageing – Strategie 

n   die nachhaltige Sicherung der Systeme der sozialen Sicherheit (Pensionen, gesundheit)  
erfordert angesichts der alterung der Bevölkerung eine Verlängerung des erwerbslebens. 
damit unternehmen mit älter werdenden Beschäftigten produktiv und wettbewerbsfähig 
bleiben, sind Strategien zur förderung der arbeitsfähigkeit aller generationen notwendig. 
digitalisiertes arbeiten bietet neue chancen für eine Verlängerung des erwerbslebens.

n   neue soziotechnische Systeme könnten so entwickelt werden, dass sie durch einen verbes-
serten ablauf und eine verbesserte kommunikation zwischen Mensch und Maschine die 
Beschäftigten ergonomisch entlasten. dies ist eine wichtige Voraussetzung für einen länge-
ren gesunden und motivierten Verbleib im erwerbsleben. die entwicklung „intelligenter“ 
ergonomisch entlastender Maschinen und arbeitsprozesse stellt ein neues aufgabenfeld 
für digitale Prozesse dar. 

ZIeLe:
n   unterstützung von unternehmensgründungen
n   Vielfalt an finanzierungsmöglichkeiten
n   reduktion des bürokratischen aufwandes bei Mehrwertsteuer

dynamik entsteht in der digitalen Wirtschaft vor allem auch durch die gründung neuer unter-
nehmen, die ihrerseits träger von innovationen sind und den Wettbewerb beleben. die Verfüg-
barkeit adäquater finanzierungsmöglichkeiten für unternehmensgründungen ist in diesem 
kontext ebenso wesentlich wie ein effizientes förderwesen. zugleich ist transparenz im Sys-
tem eine wesentliche Voraussetzung – sowohl für förderwerber als auch für fördernde Stellen 
und finanzierungseinrichtungen. 

J.  Finanzierung, Förderungen und 
steuerlicher Rahmen
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ein steuerlicher rahmen, der die chancengleichheit zwischen österreichischen und ausländi-
schen (online-)anbietern fördert und bestehenden Verzerrungen entgegenwirkt, ist dabei 
ebenso unerlässlich; im fokus steht dabei insbesondere die Mehrwertsteuer.

Finanzierung und Förderungen

n   unternehmensgründungen im Bereich der digitalen Wirtschaft sind neben etablierten  
unternehmen ein wichtiges element der dynamisierung der Wirtschaft und der Schaffung 
von gut skalierbaren Wachstumspotentialen. gleichzeitig erfordert die nutzung digitaler 
technologien in unternehmen erhebliche investitionen, um frühzeitig und umfassend davon 
zu profitieren. unternehmen muss daher eine breite Palette an finanzierungsmöglichkeiten 
zur Verfügung stehen. das bedeutet einerseits, dass die Bankenfinanzierung der kMu 
durch regulierung nicht erschwert werden darf. andererseits ist es insbesondere für  
innovative und junge unternehmen in der digitalen Wirtschaft wichtig, dass die risiko-
kapitalfinanzierung in Österreich ausgebaut wird. in diesem Sinne sollten sowohl ein  
Beteiligungsfreibetrag als auch geeignete rahmenbedingungen für Mittelstandsfinanzie-
rungsgesellschaften geschaffen werden.

n   elektronische antragstellung und digitale abwicklung muss im fördersystem selbstver-
ständlich sein, wobei eine Vereinheitlichung der antrags- und abwicklungssysteme der  
förderstellen des Bundes und der Länder aus Sicht der förderwerber wünschenswert 
wäre. die transparenzdatenbank muss weiter ausgebaut werden, so dass auch Länder und 
gemeinden ihre förderungen und transfers einmelden sollen. erst dann wäre die transpa-
renzdatenbank ein wirksames instrument, um Mehrgleisigkeiten im fördersystem zu  
verhindern. der rechnungshof soll auswertungen der in der transparenzdatenbank vor-
handenen daten vornehmen können, um Möglichkeiten der effizienzsteigerung und  
einsparung im förder- und transfersystem aufzeigen zu können. 

Digitaler Finanzplatz und Kreditierungswesen

n   der digitale finanzplatz innerhalb der eu soll in gleicher Weise ein angemessenes  
Schutzniveau für Betroffene und finanzierende Stellen bieten. aufgrund der Missbrauchs- 
und Verschuldungsprävention muss die Möglichkeit bestehen, die finanzielle historie von 
kreditnehmern transparent zur Verfügung zu stellen. 

Mehrwertsteuer

n   im Bereich Mehrwertsteuer ist grundsätzlich jede Maßnahme zu begrüßen, die zur  
chancengleichheit zwischen heimischen und ausländischen (online-)anbietern beiträgt  
und bestehende Marktverzerrungen – zwischen in- und ausländischen online-anbietern  
einerseits und zwischen onlinehandel und stationärem handel andererseits – beseitigt.  
ein wesentlicher Punkt ist, den bürokratischen aufwand bei der Steuerleistung so gering 
wie möglich zu halten. Mit der ausweitung des derzeitigen elektronischen registrierungs- 
und zahlungsverfahrens auf den online-Verkauf (MoSS – mini one stop shop) von Sach-
gütern durch anbieter innerhalb und außerhalb der eu wäre ein erster wichtiger Schritt  
getan.

A B C D E F G H I J 
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MaSSnahMen für einen zukunftSfähigen WirtSchaftSStandort

Wirtschaftskammer Österreich

Abteilung für Bildungspolitik
dr. friederike Sözen
e: friederike.soezen@wko.at
t: 05 90 900 4086

Abteilung für Finanz- und Handelspolitik
Mag. erich kühnelt
e: erich.kuehnelt@wko.at
t: 05 90 900 3739

Abteilung für Rechtspolitik
dr. Winfried Pöcherstorfer, LL.M.
e: winfried.poecherstorfer@wko.at
t: 05 90 900 4002

Abteilung für Sozialpolitik und Gesundheit
dr. klaus kapuy
e: klaus.kapuy@wko.at
t: 05 90 900 4284 

dr. ingomar Stupar
e: ingomar.stupar@wko.at 
t: 05 90 900 3712 

Abteilung für Umwelt- und Energiepolitik
di dr. thomas fischer
e: thomas.fischer@wko.at
t: 05 90 900 3015 

Stabsabteilung EU-Koordination
Mag. tamara achleitner
e: tamara.achleitner@wko.at
t: 05 90900 4593 

Stabsabteilung Strategie
dr. gerhard Laga
e: gerhard.laga@wko.at
t: 05 90 900 4203

christian rupp, cMc
e: christian.rupp@wko.at
t: 05 90 900 4849

Stabsabteilung Wirtschaftspolitik
di thomas feßl
e: thomas.fessl@wko.at
t: 05 90 900 4242

Ansprechpartner
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Wirtschaftskammer Burgenland
Mag. Jürgen rathmanner, Ba
Wirtschafts- und Standortentwicklung
e: juergen.rathmanner@wkbgld.at
t: 05 90 907 3310

Wirtschaftskammer Kärnten
Mag. Jutta Steinkellner
Servicezentrum
e: jutta.steinkellner@wkk.or.at
t: 05 90 904 700

Wirtschaftskammer Niederösterreich
dr. Stefan Brezovich
Wirtschaftsmanagement
e: wirtschaftsmanagement@wknoe.at
t: 02742 851 16100

Mag. andreas Pircher
rechtsmanagement
e: rechtsmanagement@wknoe.at
t: 02742 851 17100

Wirtschaftskammer Oberösterreich
dr. gerald Silberhumer
Projektmanagement digitalisierung
e: gerald.silberhumer@wkooe.at
t: 05 90909 3072

Wirtschaftskammer Salzburg
Mag. helmut eymannsberger
Stabsstelle Wirtschafts- und Standortpolitik
e: heymannsberger@wks.at
t: 0662 8888 341

Wirtschaftskammer Steiermark
Mag. ewald Verhounig
institut für Wirtschafts- und 
Standortentwicklung
e: ewald.verhounig@wkstmk.at
t: 0316 601 237

Wirtschaftskammer Tirol
Mag. Stefan garbislander
Wirtschaftspolitik und Strategie
e: stefan.garbislander@wktirol.at
t: 05 90 905 1304

Wirtschaftskammer Vorarlberg
dr. Werner fellner
rechtspolitische abteilung
e: fellner.werner@wkv.at
t: 05522 305 290

Wirtschaftskammer Wien
dr. christian handig
abteilung rechtspolitik
e: christian.handig@wkw.at
t: 01 514 50 1270
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um eine leichtere Lesbarkeit des textes zu gewährleisten, wurde im vorliegenden Positionspapier auf die explizit  
geschlechtsspezifische Schreibweise verzichtet. hierfür wurde als Vereinfachung, stellvertretend für beide geschlechtsformen,  

jeweils die kürzere männliche Schreibweise angewandt.


